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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 1968 über die Bestimmung des Zoiigebiets 
der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat für die Ermittlung des Zollwerts von 
Waren aus Drittländern für 1973 die Verordnung 
(EWG) Nr. 2744/72 vom 19. Dezember 1972^) zur 
Änderung der Verordnung des Rates (EWG) Nr. 
1496/68 vom 27. September 1968 über die Bestim- 
mung des Zollgebiets der Gemeinschaft 2) erlassen. 

Diese Verordnung bestimmt, daß für diese Ermitt- 
lung weiterhin das Zollgebiet zugrunde gelegt wird, 
das in den am 31. Dezember 1972 in der Gemein- 
schaft und in den neuen Mitgliedstaaten geltenden 
Bestimmungen festgelegt ist. 

Die Gründe zum Erlaß dieser Verordnung, beson- 
ders diejenigen, die sich auf die Beförderungskosten 
und Warenzeichen beziehen, bestehen weiter, so- 
lange im innergemeinschaftlichen Handel Zölle er- 
hoben werden, d. h. bis zum 30. Juni 1977, wenn 
auch die Benachteiligung des innergemeinschaft- 
lichen Handels sich in dem Maße vermindert, wie 
die im Beitrittsvertrag vorgesehenen stufenweisen 
Zollsenkungen durchgeführt werden. 


Entgegen den Angaben in den Erwägungsgründen 
der Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 hat eine spä- 
tere Prüfung gezeigt, daß die Anzahl der Tarifstel- 
len in den Tarifen der neuen Mitgliedstaaten, wel- 
che ab 1. Januar 1974 die gleichen Zollsätze auswei- 
sen wie der Gemeinsame Zolltarif, verhältnismäßig 
gering ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der durch die Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 eingefügte Artikel 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 wird geändert, 
indem das Datum „30. Juni 1977" anstelle von 
„31. Dezember 1973" zu setzen ist. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 145 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 238 
vom 28. September 1968, S. 1 
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Begründung 


Einleitung 

1. Artikel 46 des Beitrittsvertrages bestimmt, daß 
- solange im innergemeinschaftlichen Handel 
Zölle erhoben werden - für die Ermittlung des 
Zpllwerts als „Zollgebiet" weiterhin das Zollge- 
biet zugrunde zu legen ist, das nach dem Recht 
der Gemeinschaft und der neuen Mitgliedstaaten 
unmittelbar vor der Erweiterung galt. Der Ver- 
trag behandelt jedoch ausdrücklich die Frage des 
„Zollgebiets" bei der Bewertung von Einfuhren 
aus Drittländern. Demzufolge war festzustellen, 
das die gesetzlichen Bestimmungen eine Diskri- 
minierung des innergemeinschaftlichen Handels 
im Vergleich zu dem Handel mit Drittländern 
zur Folge haben würde. Die Verordnung (EWG) 
Nr. 2744/72 vom 19. Dezember 1972 wurde des- 
halb zur Abhilfe vorgeschlagen, damit die glei- 
chen Vorschriften hinsichtlich des Zollgebiets 
bei Einfuhren aus Drittländern angewendet wer- 
den wie beim innergemeinschaftlichen Handel 
entsprechend dem Beitrittsvertrag. Im Hinblick 
auf die geplante 40prozentige Senkung der Zölle 
zum 1. Januar 1974 (mit der Folge einer in ab- 
soluten Zahlen gemessenen Senkung der Aus- 
wirkungen der Diskriminierung) und im Hinblick 
auf die Möglichkeit, daß dann der Gemeinsame 
Zolltarif für eine große Zahl von Waren ange- 
wendet werden würde, wurde beschlossen, die 
Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 auf 12 Monate 
zu begrenzen. 

2. Bei der Annahme dieser Verordnung hat sich 
der Rat einen Wunsch der französischen Delega- 
tion zu eigen gemacht, wonach die Kommission 
dem Rat im Laufe des letzten Trimesters über 
die Zweckmäßigkeit einer Verlängerung dieser 
Maßnahmen über den 31. Dezember 1973 hinaus 
berichten soll. Zweck dieser Note ist es, diesen 
Bericht zu geben und eine Verlängerung der Vor- 
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 bis 
zum 30. Juni 1977 vorzuschlagen. 


Zollwert 

3. Der Wert für die Zwecke der Zollerhebung von 
eingeführten Waren ist der „Normalpreis". Die- 
ser Preis wird unter Bezug auf eine Anzahl von 
Regeln ermittelt, die bestimmen, welche Fakto- 
ren zum Zollwert gehören und welche nicht. 
Einer dieser Faktoren sind die „Beförderungs- 
kosten", das sind Kosten und Ausgaben bezüg- 
lich der Beförderung der Waren vom Verkäufer 
zum Käufer. 

Bei der Feststellung dieser Transportkosten und 
einiger anderer Elemente des Zollwerts wie maß- 
gebliche Menge und Wert des Rechts zur Benut- 
zung eines Warenzeichens, hat die Bestimmung 
des „Zollgebiets" entscheidende Bedeutung. Was 
die Beförderungskosten angeht, so enthält der 
Zollwert normalerweise die Kosten für die Beför- 
derung der Waren vom Ort des Verkäufers zum 
Einfuhrort in ein bestimmtes Zollgebiet. 

Zollgebiet 

4. Die Ratsverordnung (EWG) Nr. 1496/68 vom 
27. September 1968 in der vom Beitrittsvertrag 
(Anhang I) geänderten Fassung definiert das 
Zollgebiet der Gemeinschaft für allgemeine 
Zwecke. Wie oben ausgeführt sieht jedoch Arti- 
kel 46 des Beitrittsvertrages vor, daß bis zur 
endgültigen Abschaffung der Zölle in der erwei- 
terten Gemeinschaft die Zollgebiete der Gemein- 
schaft der Sechs, Dänemarks, Irlands und des Ver- 
einigten Königreichs getrennte Zollgebiete für 
die Ermittlung des Zollgebiets im innergemein- 
schaftlichen Handel bleiben sollen. 

Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 

5. Da der Beitrittsvertrag in diesem Zusammen- 
hang zu der Frage der Einfuhren aus Drittlän- 
dern schwieg, würde die praktische Folge von 
Artikel 46 wie folgt gewesen sein: 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. August 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Zo 34/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 1. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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a) Innergemeinschaftlicher Handel 

Die Beförderungskosten vom Ort des Ver- 
käufers zum Ort des Verbringens in das Zoll- 
gebiet der ursprünglichen Gemeinschaft, oder 
Dänemarks, Irlands oder des Vereinigten 
Königreichs - je nach Bestimmung - wären 
einzubeziehen. 

b) Einfuhren aus Drittländern 

Nur die Beförderungskosten vom Ort des 
Verkäufers bis zum Ort des Verbringens in 
das Zollgebiet der erweiterten Gemeinschaft 
wären einzubeziehen. 

6. Die daraus folgende mögliche Diskriminierung 
des innergemeinschaftlichen Handels kann aus 
folgendem einfachen Beispiel ersehen werden: 

a) Ausfuhr von Italien nach Irland über Frank- 
reich: der Zollwert umfaßt alle Beförderungs- 
kosten bis Irland. 

b) Ausfuhr von Jugoslawien nach Irland über 
Italien und Frankreich: der Zollwert umfaßt 
nur die Beförderungskosten bis zur italie- 
nischen Grenze. 


7. Eine solche Benachteiligung würde deutlich dem 
in Artikel 33 der Beitrittsakte zum Ausdruck ge- 
brachten Ziel widersprechen, die Gemeinschafts- 
präferenz aufrechtzuerhalten. Die Verordnung 
(EWG) Nr. 2744/72 war daher dazu bestimmt, die 
Einfuhren aus Drittländern mit dem innergemein- 
schaftlichen Handel gleichzustellen. Die Verord- 
nung gilt wie gesagt bis zum 31. Dezember 1973, 
und über die Zweckmäßigkeit einer Verlänge- 
rung ist zu berichten. 

8. Der Zollwertausschuß ist einstimmig der Mei- 
nung, daß es notwendig ist, die Vorschriften der 
Verordnung (EWG) Nr. 2744/72 vom 19. Dezem- 
ber 1972 bis zum 30. Juni 1977 aufrechtzuerhal- 
ten. 


Schlußfolgerung 

9. Die Kommission schlägt dem Rat vor, eine Ver- 
ordnung nach dem beigefügten Entwurf anzu- 
nehmen. Eine solche Verordnung würde die Bei- 
behaltung der Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 2744/72 bis zum 30. Juni 1977 zur 
Folge haben. 
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